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(Brduumeratlunen find an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jührlich 4 fl., Halbjahrig 2 fl, 
vierlellährig 1 fl. Für das Aus laub jaßrlich 3 Tholer. 
Ioferate werben Giligfl berechnet. — Mectomotlonen, wenn unverſtegelt, ſud Horloferi. 


Mit 1. October beginnt ein neues Abonnement 
auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“ und bitten wir unſere 
geehrten Herren Abonnenten, deren Pränumeratlon Ende Sep⸗ 
tember abläuft, um baldige Erneuerung per Poſtanwei⸗ 
fung, damit keine Unterbrechung in der Expedition ſtattfindet, 
ebenſo erſuchen wir rückſtändige Beträge (don 
früheren Quartalen) jetzt gefälligſt auszugleichen. 

Die Verlagsbuchhandlung. 


Inhalt: 
Mittheilungen aus der Praxis: 
Gegen die Ausnützung des Grundwaſſers zum Nachthelle ber angrenzenven 
Grundbeſither können die Benachthelligten rechtlich nicht geſchützt werden. 
Zur Frage inwiefern durch Vorordnnngen über die Einhebung von Gemeinde. 
abgaben (dazj comunali in Trieſt) den Beſtimmungen der Gewerbe: 
Ordnung derogiet werden könne. 
Bei lieltatoriſchen Verpachlungen von Grundſtücken iſt die Abnahme eines 
Armenpercentes nicht zuläſſig. 
Zur Frage der Competenz im Folle einer wegen Umzäumung eines öffent⸗ 
lichen Ortsraunzes behaupteten Beſitzſtörung. 
Verorbnungen. 
Verſung 3 
Erlebigungen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Gegen die Ausnilgung des Grundwaſſers zum Nachtheile der angrenzen⸗ 
den Grundbeſttzer können die Benachtheiligten rechtlich nicht geſchützt 
werden. 


Die N. Eiſenbahn⸗Gefellſchaſt iſt um die Bewilligung einge⸗ 
ſchritten, in S. in der Nähe der Elſenbahn ein Maſchinenhaus her⸗ 
ſtellen und in demſelben eine Dampfpumpenanlage errichten zu dürfen, 
um mit diefer das Waſſer aus dem in der Nähe ausgeführten Brunnen 
durch eine Saug⸗ und Druckleitung in den Centralbahnhof W. zu heben. 

Bei der Local⸗Commiſſtou wurde gegen das Bauproject von keiner 
Seite eine Einwendung erhoben. In Betreff der Waſſerleitung wurde 
conſtatirt, daß das Wafſer aus dem für das Maſchinengebäude bereits 
auf einem der Eiſenbahn⸗ Geſellſchaft eigenthämlich gehörigen Grunde 
erbauten Brunnen gehoben werden folle. Der Brunnen ſolle eine 
Tiefe von 18 Fuß bei einer Weite von 16 Fuß erhalten und es folle 
aus demſelben das Waſſer bel einem angenommenen Waſſerſtande von 
12 Schuh mittelſt des herzuftelleuden Druckwerkes gehoben und durch 
Röhren in den Centralbahnhof in W. geleitet werden. Das Waffer 
ift Grundwaſſer der Donau, welches auch die Brunnen der zahlreichen 
Gärtner in der Umgebung fpeift. Bezüglich des Waſſerbedarfes für 
den Hauptſtationsplaß W. hat der Verlreker der Geſellſchaft ange⸗ 
geben, daß dieſer Bedarf für die erſten zwei Jahre mit 40,000 Cubik⸗ 


fuß in 24 Stunden angenommen werde, daß aber ein ſolcher für die 
weiteren Jahre nicht beſtimmt angegeben werden könne, weil ſich das 
Erforderuiß je nach dem Verkehre ſteigern oder vermindern werde. 

Bei der Verhandlung wurde von Seite der Gemeinde angeführt, 
daß, da die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft das erforderliche Waſfer aus den 
Grundquellen des Terrains zu beziehen beabſichtige, nor» und rück 
wärts des Brunnens aber ſich bedeutende Gemüſegärten befinden, zu 
beſorgen ſtehe, daß durch die Auſſaugung der großen Waſſerquantitäten 
für den Betrieb der Eiſenbahnſtation die nahellegenden Brunnen in 
ben Gemüſegärten austrocknen werden; da auch die gegenwärtigen 
Brunnenſchöpfwerke bei einer etwalgen Vertiefung dieſer Gemüſe⸗ 
brunnen nicht genügen würden, fo müßten den einzelnen Parteien die 
etwa ausgetrockneten Brunnen von der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in einer 
erforderlichen Weiſe vertleft und mit eluem eutfprechenden Schöpfwerk 
verfehen werden. Von Seite der Gemeindevorſtehung müffe daher 
begehrt werden, daß das Waſſerquantum, welches täglich entnommen 
werden dürfe, für die Geſellſchaft genau präclſirt werde, oder daß die 
benachtheillgten Grundelgenthümer lach dem Eiſenbahnconcefftonsgeſetze 
vom 14. September 1854 (R. G. B. Nr. 238 f. 10 lit, b) von 
der Geſellſchaft entſprechend entſchädigt werden; ſollte ein Ueberein⸗ 
kommen dießfalls nicht zu Stande kommen, ſo müßte die Gemeinde 
auf Grund des Geſehes vom 30. Mal 1869 (R. G. B. Nr. 93, 
6. 4 lit. o und d) überhaupt gegen die Anlegung des fraglichen 
Waſſerſchöpfwerkes Proteſt einlegen. 

Die benachbarten Grundbeſitzer ferner erklärten, daß ſchon wäh⸗ 
rend des Baues des Brunnens, als mit proviſoriſchen Pumpen das 
Waſſer durch 18— 20 Stunden geſchüpft wurde, ihnen das Waſſer 
thellweiſe entzogen wurde, wodurch fie in ihrem Erwerbe, den ſte ſich 
von dem Bekriebe der Küchengärtnerei verſchaffen, bemachtheiligt wor⸗ 
den ſeien; zur Hintanhaltung jeden Schadens müßten daher ihre 
Brunnen vertieft werden, in welchem Falle auch ein anderes Schöpf⸗ 
werk nöthig wäre, womit Auslagen verbunden wären, deren Erfatz fie 
anfprechen zu können glauben und fie würden ſich in dieſer Hinſicht 
mit einer Eutſchädigung von GO fl. per Brunnen ein für alle Mal 
begnügen. 

Der Bezirkshauptmann hat die Commifſions - Verhandlung der 
Eiſenßahn⸗Geſellſchaft mit der Aufforderung mitgetheilt, ſich über die 
Geneigtheit zur Leiſtung der von den Küchengärtenbefitzern in der 
Umgebung detz Waſſerſchöpfungspunctes angeſprochenen Entſchädigun⸗ 
gen auszusprechen. 

Die Geſeltſchaft lehnte jeden Entſchädigungsanfpruch ab, und be⸗ 
merkte, daß das Maſchluenhaus und die Dampfpumpenanlage auf 
eigenem Terrain errichtet und das Waſſer auf eigenem Grund und 
Boden gewonnen werde, daß nach 8. 362 a. b. G. B. der vollſtändige 
Eigenthümer in der Regel feine Sache nach Willkühr benützen könne, 
und nach 8. 1305 a. b. G. B. derjenige, der von ſeinem Rechte 
innerhalb der rechtlichen Schranken Gebrauch mache, den für einen 
anderen daraus entſpringenden Schaden nicht zu verantworten habe, 
daß, ebenſo wie der Eigenthümer auf feinem Grund und Baden Ge⸗ 
baude errichten oder erhühen könne, wenn auch ben Nachbar dadurch 
Ausſicht, Licht und Luft genommen werde u. a. m., der Eigenthümer 
auch auf feinem Grunde einen Brunnen graben könne, wenn dadurch 
auch freunden Brunnen die Waſſeradern abgeſchnitten oder geſchmälert 


werden. Es beſtehe anerkannter Maßen mit den benachbarten Garten⸗ 
beſitzern nicht das geringſte Uebereinkommen, welches denſelben gegen 
die beliebige Vertiefung und Ausdehnung der Brunnenanlage auf 
geſellſchaftlichem Grunde das Recht einer Einſprache gewähren könnte. 
Das dießfällige Recht der Geſellſchaft als Grundeigenthümerin ſei 
ober auch durch eine geſetzliche Speclalbeſtimmung nicht beſchränkt. 
Denn gerade das Geſetz vom 30. Mal 1869 beſtimme im 8. 4 lit e 
ausdrücklich: daß das in Brunnen und angelegten Röhren des Grund⸗ 
beſitzers eingeſchloſſene Waſſer dem Grundbeſitzer gehöre. Das Geſetz 
vom 30. Mai 1869 enthalte bezüglich der Vertiefung der Brunnen 
ober Vergrößerung derfelben nicht die mindeſte Beſchränkung und §. 10 
dieſes Geſetzes berechlige denjenigen, dem ein Privatgewäſſer (ſomit 
auch ein Brunnenwaſſer) gehört, dasſelbe unbeſchadet der durch beſon⸗ 
dere Rechtstitel begründeten Ausnahmen für ſich und andere nach 
Belieben zu gebrauchen und verbrauchen. Nachdem gegen die beabſichtigte 
Herſtellung eines Maſchſnenhauſes ſammt Dampſpumpenanluge in 
techniſcher Beziehung kein Bedenken beſtehe, die von den Kücheugärten⸗ 
beſitzern erhobenen Entſchädigungsanſprüche aber jeder rechtlichen Be⸗ 
gründung entbehren, ja ſelbſt in dem falle, als es den Betheillgten 
einfiele, gegen die Geſellſchaft den Rechtsweg zu betreten, die im öffent⸗ 
lichen Intereſſe des Bahubelriebes unentbehrliche Brunnenanlage nicht 
gehemmt werden konnte — mäffe um die Baubewilligung miederholt 
angeſucht werden. 

Darüber hat der Bezirkshauptmaun der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
die Coneeſſion zur angeſuchten Waſſerleitung unter der Bedingung exe 
theilt, daß fie, inſoferne die Röhrenlegung auch auf fremdem Grund 
zu geſchehen hat, die Zuſtimmung des belreffenden Elgenthümers ſich 
erwirke. In den Entſcheidungsgründen heißt es: daß nach dem Geſetze 
vom 30. Mat 1869 g. 4 lit. e das im Brunnen elngeſchloſſene 
Waſſer dem Grundbeſitzer gehört, worüber derſelbe nach $. 10 dieſes 
Geſetzes für ſich und für andere nach Belieben verfügen könne, inſo⸗ 
ferne keine durch beſondere Rechtstſtel begründeten Ausnahmen beſtehen, 
daß daher die von der Gemelnde S. ſowohl, als auch von den Küchen: 
gärtenbeſſtzern dagegen erhobenen auf keinen ſolchen Rechtstitel begrün 
deten Einwendungen nicht berückſichtigt werden können, und die Elſen⸗ 
bahn-Geſellſchaft auch nicht verhalten werden könne, dle von den Küchen⸗ 
gärtenbeſitzern angeſprochene von der Elſenbahn⸗Geſellſchaft aber verweigerte 
Entschädigung für die möglicheriveife nothwendig werdende Umſtaltung 
der Brunnen zu lelſten. Der von der Gemeinde S. citirte 8. 4 
lit. e und d des Waſſergefetzes finde keine Auwendung, well die Eifen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft das Waſſer auf eigenem Terroln ju den W. Central 
bahnhof zu leiten beabſichtige, und, wenn auch hiezu thellwelſe fremder 
Grund benutzt werden müßte, das in eigenen Röhren im fremden 
Grunde, ſelbſtverſtändlich mit Zuſtimmung des betreffenden Gigen- 
thümers, fortgeleſtete Waſſer dadurch nicht aufhören könne, ein Eigenthum 
der Elſenbahn⸗Geſellſchaft zu fein, während der Begriff des im Abſatze 
lit. d des $. 4 des Waſſergeſetzes bezeichneten Waſſers vorausſetze, 
daß letzteres aus einem Brunnen auf einen fremden Grund frei abe 
flleße, wodurch es nach §. 5 ein Zugehör des betreffenden Grund⸗ 
ſtückes werde. 

Gegen dieſen Ausspruch der Bezirkshauptmannſchaft haben die 
Gemeinde S. und die Gartenbeſitzer den Recurs an die Statthalterei 
ergriffen, worin weiter betont wurde, daß es zwar keinem Zweifel 
unterllege, daß die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft das Recht der Benützung des 
Woſfers aus ihrem Brunnen habe, daß aber auch die Gartenbeſitzer 
dat ſelbe Recht haben und fordern können, daß ihnen das Waſſer aus 
ihren Brunnen nicht entzogen werde. Sowie bei einem durch Grund⸗ 
ſtucke fließenden Waſſer jeder Grundbeſitzer das Recht der Benützung 
desfelben habe, ſo verhalte es ſich auch analog mit dem unter der 
Erdoberfläche befindlichen Waſſer. Es könne dem Grundbeſitzer nicht 
geſtattet ſein, durch Aufſtellung von Pumpwerken das unter der Erd⸗ 
oberfläche befindliche Waſſer in ſolcher Menge abzuleiten, daß den 
ubrigen Grundbeſitern das Waſſer ganz entzogen werde. Der 8. 4 
lit, e des Waſſergeſetzes beziehe ſich naturgemäß nur auf jene Waſſer⸗ 
menge, welche ohne außerordentliche Vorrichtung und ohne 
Beeinträchtigung der Grunduachbarn geſchäpft werde. Durch die der 
Eiſenbahn⸗ Geſellſchaft ertheilte Conceſſion würden die aullegenden 
Grundſlücke entwerthet und die Rechte der Gartenbeſitzer auf ſehr 
empfindliche Weiſe verletzt werden. 

Die Statthalterei hat in der Erwägung, daß die von der Bezirks⸗ 
Pauptmannſchaft ertheilte Conceſſion der Eiſenbahn⸗Geſellſchaſt die 
Pflicht auferlegt, die Zuſtimmung des betreffenden Eigenthümers zur 
Legung der Röhren zu erwirken, daß die Entſcheidung des Bezirks⸗ 
hauptmanues im $. 4 lit. e und im $. 10 des Geſetzes vom 30. Mai 1869 
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vollkommen geſetzlich begründet ſei — die Recurſe zurückgewieſen und 
die Entſcheidung der erſten Inſtanz aus Gründen dieſer Entſcheidung 
beſtätiget. 

In dem Miniſteriakrecurſe der Gemeinde S. und der ihr ange⸗ 
hörigen Küchengärtenbeſitzer wurde das Begehren dahin geſtellt: „Die 
Entſcheidungen der beiden untern Inſtanzen abzuändern und durch 
Abweiſung der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft mit ihrem Geſuche die Waſſer⸗ 
rechte der Küchengärtenbeſitzer zu ſchützen.“ Es wurde in dem Recurſe 
noch hervorgehoben, daß die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft bei ihren immenfen 
Mitteln das Waſſer leicht aus einer auderen Region nächſt dem W. 
Canale verſchaffen und zuleſten könne, und auf dos Waſſer aus dem 
fraglichen Brunnen nicht nothwendig angewieſen und beſchränkt ſei. 
Für die Küchengärtenbeſitzer ſei es geradezu unmoglich, ſich das für 
dieſe Gärten unumgänglich nothwendſge Waſſer anderweitig oder durch 
Vertiefung der Brunnen zu beſchaffen, weil im Falle der Vertiefung 
der Brunnen die Herausſchöpfung des Waſſers aus denſelben nur 
mit einer Dampfpumpe oder Göppel⸗Maſchſne, nicht aber mit Händen 
oder den Vorrichtungen, wie fie in den Küchengärten beſtehen, möglich 
wäre. Für die Anſchaffung ſolcher neuer Vorrichtungen fehlen den 
Gärtenbeſitzern nicht nur die Mittel — es würden die Koſten der⸗ 
ſelben auch zu der Größe der Gärten und zu dem Nutzen, den fie 
abwerfen, außer allen Verhältniſſen ſtehen. Das geſtellle Begehren 
erſcheine vom Standpunkte des Prlpalrechtes und von jenem des 
öffentlichen Rechtes vollkommen gerechtfertigt und zwar vom erſteren, 
weil der 8. 1 des Geſetzes vom 30 Mai 1869 ausdrücklich die Bes 
ſtimmung enthalte, daß bie rechtliche Elgenſchaft der Gewäſſer nach 
den Grundſätzen des a. b. Rechtes zu beurtheilen fei, daß es daher 
ein Poſtulat dieſes Rechtes ſei, daß diejenigen, welche, bevor der 
ſragliche Brunnen von der Eſſenbahngefellſchaft errichtet war, im Be⸗ 
fie des dahin abgeleiteten Waſſers gewefen find, auch darin geſchützt 
werden müſſeu. Die Küchengärten ſeien ſchon lange früher, bevor der 
Brunnen der Eiſenbahn-Geſellſchaft gegraben war, beſtanden, und als 
Elgenthümer dieſer Gärten gehöre den Recurrenten nicht nur die Obere 
fläche, ſondern auch der Untergrund desſelben und folglich auch das 
in benfelben beſindliche Waſſer, welches ſeit unvordenklichen Zeiten 
ununterbrochen von den Küchengärtenbeſihern benützt wird. Es konne 
daher nicht behauptet werden, daß die gegen die prozertirle Waſſer⸗ 
leitung vorgebrachten Einwendungen auf keinent Rechtstitel beruhen, 
weil die Grundbeſitzer berechtigt ſeſen, in dem Genuſſe und Eigen⸗ 
thumsrechte auf dieſes ihnen von der Geſellſchaft widerrechtlich ent⸗ 
zogene Waſſer geſchützt zu werden, zumal das Geſetz vom 30. Mai 
1869 im 8. 3 ausdrücklich die Beſtimmung enthalte, daß durch das⸗ 
ſelbe die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften des a. b. Rechtes nicht 
berührt werden. Vom Standpunkte des öffentlichen Rechtes erſcheine 
das geſtellte Begehren gerechtfertigt, weil die Staatsverwaltung das 
Recht und die Verpflichtung habe, zu verhindern, daß nicht durch will⸗ 
kührliche oder beliebige Acte oder vermeintliche Rechtsausübungen eines 
Staatsbürgers oder einer Geſellſchaft anderen Staatsbürgern die Sub⸗ 
ſiſtenz entzogen werde. 

Das Minifterium des Innern hat unterm 20. Mai 1870, 
3. 6811, die Statthalterei⸗Entſcheidung aus deren Gründen beftätiget. 

J. 


Zur Frage inwlefern durch Verordnungen über die Einhebnug bon Ge- 
meludeabgaben (darj comunali in Trieft) den Peſtimmunten der Ges 
werbe⸗Ordnung derogirt werden lönne. 


Mit der a. h. Entſchließung vom 3. September 1829 wurde 
entſchieden, daß die Verzehrungsſteuer in Trieft im Wege der Abe 
findung mit der Stadtgemeinde hereinzubringen, die Abfindungsſumme 
nach dem anzuhoffenden Ertrage der Verzehrungsſteuer auszumitteln, 
über die Mittel zur Aufbringung der Abfindungsſumme vom Gubernium 
zu entſcheiden und der Vorbehalt zu machen ſel, dasjenige in der 
Folge zu veranlaſſen, was in diefer Hinſicht durch die Erfahrung ſich 
als nothwendig oder zweckmäßig darſtellen ſollte. Auf dieſe a. h. 
Entſchließung baſirt ſich der ſeitherige in der Weſenheit ungeänderte 
Fortbeftand der darj munieipali von Trieſt als der zur Auſhrin⸗ 
gung des Auerſum's geeignet erkannten Mittel. Demgemäß wurde 
auch das regolamento sui dazj munieipali ſtets nur vom Guber⸗ 
nium, ſpäter von der Slatthalterei beſtätiget. 

Die Einhebung der dazj eomunali in, Trieſt erfolgt von Seite 
dieſer Gemeinde ſeit 1. Jänner 1870 in eigener Regie. Für die 
dazj comunali auf Getränke find folgende Beſtimmungen des nun 
geltenden mit Statthalterei-Erlaß vom 3. November 1866 genehmig⸗ 
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ten regolamento maßgebend: Im F. 35 wird Beftimmt, daß 
mer ein Weinhandelsgeſchäft im Großen eröffnen will, vorerſt hiefür 
vom Stadtmagiſtrate das Ermächkigungsdekret (deereto di autoriz- 
zazione) einzuholen und fich hierüber beim Dazamte auszumeiſen hat, 
ebenſo daß unter einem halben Eimer nicht verkauft werden dürfe. 
Weinvorräthe, für deren Verkauf obige Ermächtigung nach 8. 35 
nicht eriheilt wurde, werden verſiegelt, und dürfen nur In ganzen Par⸗ 
tien oder im Ganzen verkauft werden (8. 21 regolamento). Für 
Weinverkauf im Kleinen d. i. unter /½ Eimer muß aber außerdem 
der bedeutends Zapfendaz (dazio d'educilio g. 20 regol.) bezahlt 
werden; dagegen unterliegt der Weinverkauf in Partien über /½ Eimer 
nur dem Einſuhrdaze (dazio d'introduzione). 

Die Weinhandlungsfirma T. und P. ſuchte nun beim Stadtmagi⸗ 
ſtrate um die Bewilligung an, ihren großen Weinvorrath, für welchen 
fie den Eiuſuhrdaz bezahlt halte (8. 5 x. regol.), Im Großen ver ⸗ 
kaufen zu dürfen. Ebenſo ſtellte der Welnhändler Anton M. beim 
Stadtmagiſtrate das Anſuchen um Bewilligung zum Verkauſe feines 
eingelagerten Weines im Großen und im Kleinen. 

Der Maglſtrat verweigerte im Sinn des §. 35 regol. beiden 
Geſuchſtellern die erbetene Bewilligung, weil in Trieſt ſchon genügend 
plele Weinhandlungen beſtehen, welche den Weinhandel im Großen, in 
Quautilaten von mehr als ½ Eimer, betreiben: aber es ſtehe den Ge⸗ 
ſuchſtellern frei, den Wein nach Vorſchrlft des 8. 21 regol. zu ver⸗ 
laufen. 

N Beide Partelen recurrirten an die Statthalterei und baten um 
Bewilligung zum Weinhandel im Großen, nämlich in Quantitäten 
von ½ Eimer und darüber. 

Bie Statthalterei gab den Recurſen Folge; ſie ging bei ihrer 
Entſcheldung von der Anſchauung aus, daß der $. 35 des regolamento 
dem Stadtmagiſtrate nicht das Recht zur Bewilligung oder Verweige⸗ 
rung des Weſnhandelbetriebes zuweſſe, ſondern daß nach Arkikel III. 
des Kundmachungspatentes zur Gewerbe⸗Ordnung ausſchließlich dieſe 
letztere entſcheidend ſei. Da nun den Mecurrenten kein Ausſchließungs⸗ 
grund nach §. 4— 12 der Gewerbe-Ordnung entgegenſtehe und auf 
deren Gewerbe nicht der 8. 29 der Gewerbe-Orduung angewendet 
werden könne, jo dürfe den Recurrenten im Sinn der 88. 1, 3, 14 
und 15 der Gewerbe⸗Orduung der Autritt des freien Gewerbes des 
Weinhandels nicht verſagt werden. Der ſtädtiſchen Dazverwaltung feien 
die Mittel gegeben, um durch Ueberwachung und Eontrolsmaßregeln 
das ſtädtiſche Gefälle vor Benachtheiligung zu ſchützen. 

Im Miniſterlal⸗Recurſe entwickelte der Stadtmagiſtrat die Ans 
ſicht, daß in Trieſt der Weinhandel nicht allein nach der Gewerbe⸗ 
Ordnung zu behandeln ſei; das Dazreglement fei von der Staats⸗ 
behörde genehmigt worden und fei daher als eine geſetzliche Norm an⸗ 
zuſehen. Nun werde durch die Beſtimmung des regolam., alſo durch 
eine nach der Gewerbe⸗Ordunng erſchlenenen Verordnung, in Rück⸗ 
ſicht auf den in 8. 30 der Gewerbe⸗Ordnung vorgeſehenen Vorbehalt 
das an uud für ſich freie Gewerbe des Weinhandels für die Stadt 
Trieſt in ein conceſſionirtes Gewerbe ungeändert. Diefe Umänderung 
ſei in 8. 35 regol. ausgeſprochen, und die Einhebung der Bewilli⸗ 
gung des Stadtmagiſtrates angeordnet; daher letzterer auch die Be⸗ 
willigung verweigern könne. Weiters ſuchte der Maglſtrat auszuführen, 
daß auf die Gewerbe, welche den dazj comunali unterliegen, die 
Gewerbe⸗Ordnung überhaupt nicht anwendbar ſel, weil es ſich um 
Handhabung eines Negales des Staates durch die Stadt Trieſt handle, 
wobei laut Art. VIII. des Kundmachungspatentes zur Gewerbe⸗Ord⸗ 
nung die letztere nicht Anwendung finde, die Stadt Trieſt fei bei 
Uebernahme der dazj comunali in eigene Regie von der Anſicht aus⸗ 
gegangen, daß §. 35 regol. nach obiger Auslegung Anwendung finde, 
ſonſt hatte fie ihre Verpflichtung zur Bezahlung des fo großen Aver⸗ 
ſums nicht übernommen, deun ſobald der Weinhandel frei gegeben 
werde, ſel vorauszuſehen, daß die Weinhändler ihre Weine an Klein⸗ 
wirthe verkaufen, und daß letztere den Wein aus den Kellern der Wein⸗ 
händler maßweilſe halen und fo ſich der Entrichtung des Zapfendazes 
zu entziehen wiſſen, wodurch dem Stadtgefälle ein großer Schaden zu⸗ 
gehe, weil für dieſen Wein dann nur den Einfuhrdaz bezahlt worden 
ſei. Dieſem Mißbrauche laſſe ſich aber kaum durch Controle vorbeugen, 

Hingegen wurde zur Rechtfertigung der Statthalterei⸗Entſcheidung 
geltend gemacht, daß das regolamento nur eine adminiſtrative Ver⸗ 
ordnung über die Einhebung und Controle einer Gemeindeabgabe ſei, 
welche nur von der Statthalterei genehmigt wurde, und durch welche 
die Gewerbe⸗Ordnung nicht abgeändert werden könnte. Eine Miniſte⸗ 
rial⸗Verorduung im Sinne des 8. 30 der Gewerbe⸗Ordnung ſei ſpe⸗ 
ziell nicht erfloſſen. Bei Einhebung der dazj eomunali komme nicht 


die Ausübung eines Stantsregales in Frage, ſondern es handle ſich 
nur um die Einhebung der ſtädtiſchen Verbrauchsabgaben, von ſtädti⸗ 
fen Steuerzuſchlügen, daher auch Art. VIII. des Rundmadungspatent 
tes zur Gewerbe⸗Orduung nicht anwendbar ſei. Das Dazreglemen⸗ 
geſtatte der Stadt Trleſt wirkſame Controlmaßregeln, und wenn dieſe 
nicht ausreichen, fo konnen neue Verfugungen in Antrag gebracht 
werden, nicht aber die Aufhebung der Gewerbe⸗Ordnung. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 13. März 1870 
3. 3217 entſchieden: „dem Recurſe des Podeſta in Trieſt gegen dle 
Statthalterei⸗Entſcheldung, mit welcher ausgeſprochen wurde, daß der 
Antrltt und die Ausübung des Weinhandels von Seite der Meinhände 
ler T. und P. und Anton M. ausſchließlich nach den Beſtimmungen 
der Gewerbe⸗Ordnung vom Jahre 1859 zu beurkhellen ſei, wird aus 
den Gründen der Statthalterel⸗-Entſcheidung keine Folge gegeben.“ M. 


Bei lieitatoriſchen Verpachtungen von Grundſtücken iſt die Abnahme eines 
Armenperceutes nicht zuläſſig. ) 

Die Gutsverwaltung in T. hat mit Betoilligumg des dortigen 
Bürgermeiſteramtes die licitatorſſche Verpachtung mehrerer Meier 
hofsgründe abgehalten, und hiebei für die Pachlperiode von ſechs Jahren 
einen Geſammterlüs von 18.276 fl. erzielt. 

Das Bürgermeifteramt hat ſodonn die Gutsverwaltung aufgefor⸗ 
dert, von dieſem Betrage das geſetzliche Armenpercent mit 182 fl. zu 
berichtigen. Gegen dieſen Zahlungsauftrag brachte die Gutsverwaltung 
den Recurs an die Bezirkshauptmannſchaft ein, welchen der Bezirks⸗ 
hauptmann dahin erledigte, daß er ſich einerſeits bei dem Beſtaude der 
88. 21 und 35 des Armengeſetzes für Böhmen vom 3. December 
1868 nicht für competent erachte, meritoriſch über den Recurs zu ent» 
ſcheiden, und ſich auch andererſeits nicht veranlaßt ſehe, von 8. 102 
und 103 G., O. analogen Gebrauch zu machen, da dem Bürgermeifter 
obliege, den Recurs der competenten Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes 
zu unterziehen, 

Wegen Ablehnung der Competenz zur Entſcheidung recurrirte die 
Gemeinde an die Statthalterei, welche dem Bezirkshauptmanne unter 
Behebung der obigen Entſcheldung desſelben die Amtshandlung vom 
Standpunkte des 8. 103 G.⸗O. auftrug. 

Der Bezirkshauptmann entſchied hierauf, die Gutsverwalkung fei 
verpflichtet, das Armenpercent zu entrichten, und dieß zwar nach 5. 21 
ad 1 des Armengeſetzes, weil die Grundpachtungen Veraußerungen 
unbeweglicher Güter, namentlich der Nutzungsrechte oder des Extrag⸗ 
niſſes, beziehungswelſe der Früchte der verpachteten Grundſtücke auf 
eine beſtimmte Zeit ſeien. 

Ueber den Reenrs der Gutsverwaltung T. hat die Statthalterei 
die Eutſcheidung des Bezirkshauptmannes behoben, weil ſowohl in den 
älteren geſetzlichen Anordnungen über das Armenpercent, ſowle im 8. 21 
des Armengeſetzes, lediglich vont Erlöſe des Verkaufes, von Veräuße⸗ 
rungen und den Kaufſchillingen beweglicher oder unbeweglicher Güter 
die Rede iſt, nirgends aber ausgeſprochen wurde, daß das Armen) 
cent auch vom Pachtſchilling zu erheben, und weil ferner bei ausbrü 
lichen, zweifelloſen geſetzlichen Vorſchriften die Anwendung der Analogie 
unzuläffig ſei. 

Dagegen wurde Reeurs an das Ministerium vom Bürgermeiſter⸗ 
amte T. eingebracht, worin geltend gemacht wurde, daß nach der Ver⸗ 
ordnung der böhmiſchen Statthalterei vom 3. Februar 1851, Zahl 
23477 L. G. B. Nr. 17 das Armenpercent von allen Licitatſonen 
außer Executions⸗ und Cridafällen, ſowohl von beweglichen als unbe⸗ 
meglichen Gütern abzunehmen ſel; daß Pachtrechte uach 8. 298 des 
allgem. b. G. B. zu den beweglichen Sachen gehören, daß hiernach 
jede licitatoriſche Verpachtung nichts anderes ſei, als die Veräußerung 
oder der Verkauf der Pacht⸗ oder Benützungsrechte auf die Pachtdauer. 

Das Minifterium des Innern entſchied unter Beſtätigung der 
letzteren Statthalterei⸗Entſcheldung und unter Behebung des Erlaſſes 
des Bezirkshauptmannes von T. unterm 2. Jult 1870, Zahl 9639 
dahin, daß die Domänen⸗Direction in T. zur Entrichtung des Armen⸗ 
percentes von dem Erloſe lieitatoriſcher Grundverpachtungen nicht 
verpflichtet ſei. Km. 


0 Man vergleiche die ausführliche Begrundung zur Frage in Nr. 18,8. 51 
und 52 des beurigen Jahrganges der Zeitschrift. 
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Zur Frage der Competenz im Falle einer wegen Umzaumung eines äffent- 
lichen Ortsraumes behaupteten Beſitzſtörung. 


Aus dem Umſtande, daß das kalſ. Forſtamt in B. im Jahre 
1869, Tängft der durch die Ortſchaft führenden Straße einen größeren 
Theil einer Grundparcelle an N. zur Benützung verpachtete, und da⸗ 
durch dieſen Raum, welcher ſofort von dem Pächter umzäumt wurde, 
der angeblich bisher beſtandenen allgemeinen Benützung als Ortsraum 
durch die Bewohner der Ortſchaft eutzog, nahm die Vorſtehung der 
Gemeinde B. Veranlaſſung, das Forſtärar beim k. k. Bezirksgerichte 
in Iſchl wegen Beſitzſtörung zu belangen, und biefes Gericht erkannte 
auch mit Beſcheid vom 6. Juli 1869, Z. 2041, in dieſer Verpach⸗ 
tung eine Beſitzſtörung und trug dem k. k. Forſtärare auf, dieſen 
verpachteten Raum den Ortsinfaſſen zur Benützung wieder zu überlaffen. 

Ueber den dagegen von der Finanzprocuratur nos. des Forſt⸗ 
ärars ergriffenen Recurs, in welchem auch die Competenz der Ge⸗ 
richte angefochten wurde, ſetzte ſich das k. k. öſterr. Oberlandesgericht 
mit den adminkſt. Landesbehörden in's Einvernehmen, und legte, uach⸗ 
dem ſich der Landesausſchuß für die Competenz der Verwaltungs⸗ 
behörden ausſprach, den Fall dem k. k. oberſten Gerichtshofe zur 
Entſcheidung vor. 

Die Entſcheldung des oberſten Gerichtshofes vom 17. October 
1869, Z. 12162, ging nach Einholung des Gutachtens des Mini⸗ 
ſteriums des Innern dahin, daß das Erkeuntniß des Bezirksgerichtes 
Iſchl, ſammt dem vorausgegangenen Verfahren aufgehoben, und die 
Zurückſtellung der Klage an die Gemeinde B. verordnet wurde, weil es ſich 
hier um einen von der Gemelnde beuügten und ihr auch im Kataſter zu⸗ 
geſchriebenen Ortsraum und um die Störung des Verkehres auf einem 
öffentlichen Wege handelt, und die Sorge für die Erhaltung der 
Straßen und Wege und für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
auf denſelben uach 8. 25 P. 3 der oberöſterreich. Gemeindeordnung 
9. G. B. 1864, Nr. 6, einen Beſtandtheil des ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
lungskreiſes der Gemeinden bildet. (Ger. Ztg. 


En — 


Verordnungen. 


Erlaß des k. l. Minifteriums des Innern vom 24. Auguſt 1870, 3.12714, 
betreffend die Reiſegebühren und Diäten für Wundärzte, welche nicht im 
Staatsdienſte ſtehen. 

Mundärzte, welche nicht im Staatsdienſte ſtehen, erhalten, wenn fie in 
Sanitätsangelegenheiten ber polttifchen Verwaltung außerhalb ihres Dienftortes 
verwendet werden, nebſt der Diät per 2 fl. anflatt der Vocſpannspergülung 
von 20 ½ kr. per Pferd und Meile in Zukunft das jeweilige Poſtrittgeld für 
ein Pferd. 


Erlaß des k. k. Miniſterinms des Junern vom 26. Auguſt 1870, 3. 11328, 
betreffend die Koſten bei Ausforſchung, Ergreifung und Einlieferung von 
Verbrechern. 

Anläßlich der Etats⸗Beſtmmung für die bei Auskforſchung, Ergrelfung 
und Einljeferung non Verbrechern und anderen ſicherheitsgefährlichen Individuen 
— mit Ausnahme der hiefür zu bewilltgenden Taglien und Belohnungen — 
zu beſtreitenden Koſten wird im Einvernehmen mit dem k. k. Juſtiz⸗Miniſtertum 
im Nachhange zu dem Erlaſſe des beſtandenen k. k. Miniſteriums für Landes⸗ 
perlheldigung und öffentliche Sicherheit vom 5. Oktober 1869, 3. 1819, 
beſtimmt, daß dieſe Koſten von jenem Reſſort zu tragen ſind, in deſſen Wir- 
kungskreis bie betreffenden Aintshandlungen gehören, und daß demnach eine 
Bergülung derſelben aus dem Etat ber Juſtizverwalkung auch dann nicht ftatt: 
zuſinden hat, wenn der Anlaß zu ſolchen Amtshandlungen durch Steckhrlefe 
der Strafgerjchte oder durch Enlweichung aus der gerichtlichen Haft gegeben ift. 

Die Ablieferung derlei aufgegriffener Indiolduen hat in der Regel, und 
wenn nicht wefentliche Bedenken dagegen obwalten, au die nächſte k. k. Gerichts 
behörde zu erfolgen, welcher es ſodann obliegen wird, die Welterescortirung der 
Betreſſenden an die requrirenden Unterſuchungs⸗ oder Strafgerichte auf Koſten 
des Juſtizfondes zu veranlaſſen. 


Erlaß bes k. 1. Miniſterlums für Landesvertheivigung vom 7. September 
1870, 3. 9862, betreffend Mittheilung über Todesfälle von Perſonen, 
welche activ in der Laudwehr ſtehen. 

Jeder Todesfall der Im acliven Dienfle während ber Dauer der Aus: 
bildung verſtorbenen, bei den Landwehrtruppen eingelhelllen Landwehroſficiere, 
Landwehrunkerofffcire, Landwehrmänner und fonftigen in der Landwehrdienſt⸗ 


pflicht ſtehenden Perſonen, ſodann der activen Landwehrmänner während ihrer 
Verwendung bei den Evidenzhaltungen iſt, inſoferne der mit Tode Abgegan⸗ 
gene nicht in ſeinem Auflänbigleitsorte verſtorben iſt, von Sende der Landwehr⸗ 
Eoiberzhaltung den Angehörigen des Verſlorbenen durch die pollliſche Behörve, 
in deren Amtsbezirke derſelbe zur Zeit ſeines Ablebens heimathszuſtändig war, 
mit dem Bedeuten bekannt zu geben, daß es ihnen überlaſſen bleibe, ſich den 
Todtenſchein entweder im Wege der erwähnten Behörden oder unmittelbar zu 


verſchaffen. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile ber „Wiener Zeitung”. 


Se, Majeftät haben über Antrag des Minifterrathes den Statthalter 
von Tirol und Voraelberg Joseph Freſh. Gaſſer u. Bollheim, den Slalt⸗ 
halter von Mähren Aboſph Freih. v. Woche und ben Landespräſidenten von 
Schleſien Hermann Freih. v. Pitlersdorf von ihrem Dlenſtpoſten enthoben. 

Se. Maleſtät haben dem Poſtoffleialen Joſeph Charwat in Conſtan⸗ 
tinopel bas goldene Verdienſlkreuz mit ber Krone verliehen. 

Se, Majeftät haben zu geſtakten geruht, daß ber Hof: und Miniſterſal⸗ 
za im Miniſterlum des kaſſerl. Hauſes und des Aeußern, Roger Freiherr 
v. Aldenburg den Osmanſe-Orden zweiter Claſſe, und den Hof: und Mini⸗ 
ſterlalſecretlär desſelben Miniiteriung Karl v. Becker⸗Denkenberg ben 
Mebfchidje-Drben drilter Claſſe annehmen und tragen dürfen. 

Se. Mojeſtät haben dem Ingenleur Anton Jucovlch als Ritter des 
Ordens der eiſernen Krone dritter Elaſſe in den Ritterſtand mit dem Präbiente 
„Aserinio“ verliehen, 

Se. Majeſtät haben dem Obercommiſſär ber k. k. Pollzeidirection in Mien 
Guflaß Pokorny ben Titel und Rang eines Polſzelralhes kaxfrel verliehen. 

Se, Majeftät haben ben Miniſterialſecretär im Miniſterium des Janern 
Ein, DE Pozzi den Titel und Charakter eines Secklonsrathes taxfrei 
verliehen. 

85 Majeſtät haben ben Stalthaltereiralh zweiter Claſſe Anton Hex lith. 
zum Skatlhaltereirathe erſter Claſſe, und den Titular⸗Statſhaltereiroth Fran 
Sankot zum Statthaltereirathe zweiter Elaſſe bei der mähriſchen Statthalterei 
ernannt. 

Se. Majeftät haben dem penſ. Rechnungsofftcial bes Finanzminiſtertums 
Sg Peitelſchmidt tarfeei den Titel und Rang eines Rechnungsrathes 
verliehen. 

Der Minifter des Innern hat ben Miniſteriglconcipiſten Guftao Po: 
1 05 eine bel der Wiener Poligzeibirection filtemifirte Obercommiſſärsſtelle 
verllehen. 

Wer Leſter des Handelsminiſtemums hat der al 
zum Bicepräfibenten der Relchenberger Handels: und & 
ſtätigung erthellt. 

Der Minſſter des Innern au den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe Hun 
Belt; Mrazbe v. Kun wald zum Bezirlefauptmann erster Claſſe, dann 

en Statlhaltereſſecretär Carl Tiſcher, ſowle die auf Bezirkscommiſſürsſtellen 
eingereihten Vezirksvorſteher Ferd. Michel und Gustav Sazyma zu Vezirks⸗ 
Hauptmännern zweiter Glajie in Böhmen ernannt. 

Der Aclerbauminiſter hat die von der Bergakademie in Leoben erledigte 
Stelle eines Aſfiſtenten für Bergbau, und Markſcheidekunde dem Bergweſens⸗ 
Erſpectanlen Alois Hanke propfſorlſch verliehen; 


des Theodor Thum 
ſewerbekainmer die Bis 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeltung'. 


Prov. Grenzinſpektors⸗ zugleich Amtsdirectorsſtelle im Verwaltungsgebrete 
der k. f. Finanz⸗Landesdirectſon fix Böhmen mit 1500 fl. Jahresgehalt und 
den ſiſtemmäßigen Mebenbezügen bis 7. Oktober 1. J. (Amtsblatt Nr. 220.) 

Rechnungsoffictalsſtelle erfter Elaſſe bei dem Nechnungsdepartement ber 
k. k. Landesregierung in Czernowiß mit 1000 fl. Gehalt bis 7. October l. J. 
(Amtsblatt Nr. 220.) 9 

Montandienſtſtellen in Jacabeuy, Giſau und Pozoritta des Bukowinger 
griechlſch⸗orlentallſchen Religlonsfondes bis 30 September J. J. (Amtsblatt 
Nr. 220, 


Kanzleiofſilialsſtelle bei der mähriſchen Finanzlandesdirectton, 700 fl. Ge: 
holt, eventuell 600 fl. oder 500 fl. bis 7. October l. J. (Amtsblatt Nr. 220) 

Direclols⸗ Controlors⸗ und Strafanſlalkinſpektorsſtellen an der krogtiſchen 
Landesſtrafanſtalt Fepoglavo, (Direktor 1500 fl. Gontvolor 1000 fl. und In⸗ 
ſpektur 800 fl., alle mt Naturalwohnung) bis 30. September 1. J. (Amtsblatt 
Nr. 220. 

em, Gemeinbebeamtenäftele in Sechshaus, 600 fl. Gehalt und 120 fl. 
Quartiergeld bis 1. October. (Amtsblatt Nr. 221.) 

Hausarztsſtelle in der k. k. Männerſtrafanſtalt in Prog, 800 fl. Gehalt 
jährlich, neunte Diätenclaſſe, bis 21. October. (Amtsblatt Nr. 226.) 

Rechnungsofficalsſtelle beim Rechnungsdepartement der k k. Flnanzlandes⸗ 
direction für Tirol und Voralberg mit 1000 fl. eventuell 800 fl. oder 600 fl. 
Jagresgehalt bis 15. October I. J. (Arttablatt Nr. 226.) 

Finanzwachkommiſſärsſtellen zmeiter Claſſe bel der Uöhmiſchen Sinanzlanbes- 
direction mit 700 fl. jährlich und Nebengenüſſen bis 15. October I. J. (Amts⸗ 
blatt Nr. 226.) . 

Conceplsprackikantenſtelle bei der Linzer Fimanzlandesdirechon mit dem 
Adjutum ehrlicher 400 fl. (Amtsblatt Nr. 226.) 

Prackikantenſtelle beim Rechnungsdeparlement der Finanzlanbesbtreetion 
in Wien mit 200 fl. Abjutum jährlich bis 15. October l. J. (Amtsblatt 
Nr. 226.) 
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